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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1993 Ausgegeben am 14. Jänner 1993 16. Stück

27. Bundesgesetz: Arbeitsinspektionsgesetz 1993 — ArbIG
(NR: GP XVIII RV 813 AB 910 S. 99. BR: AB 4421 S. 563.)
[EWR/Anh. XVIII: 389 L 0391]

28. Bundesgesetz: Aufwandersatzgesetz sowie Änderung des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 802 AB 916 S. 99. BR: AB 4423 S. 563.)

27 . Bundesgesetz über die Arbeitsinspektion
(Arbeitsinspektionsgesetz 1993 — ArbIG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich

§ 1. (1) Der Wirkungsbereich der Arbeitsinspek-
tion erstreckt sich auf Betriebsstätten und Arbeits-
stellen aller Art.

(2) Vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion
sind ausgenommen:

1. die der Aufsicht der Land- und Forstwirt-
schaftsinspektionen unterstehenden Betriebs-
stätten und Arbeitsstellen,

2. die der Aufsicht der Bergbehörden unterste-
henden Tätigkeiten, soweit sie nicht unter
§ 200a des Berggesetzes 1975, BGBl. Nr. 259,
in der jeweils geltenden Fassung fallen,

3. die der Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspek-
tion unterstehenden Betriebsstätten und Ar-
beitsstellen,

4. die öffentlichen Unterrichts- und Erziehungs-
anstalten,

5. die Kultusanstalten der gesetzlich anerkannten
Kirchen und Religionsgesellschaften und

6. die privaten Haushalte.

(3) Vom Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion
sind weiters jene Bediensteten des Bundes, der
Länder, der Gemeindeverbände und Gemeinden
ausgenommen, die nicht in Betrieben beschäftigt
sind.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Arbeitnehmer/in im Sinne dieses
Bundesgesetzes ist jede Person, die in Betriebsstät-
ten oder auf Arbeitsstellen im Rahmen eines
Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses tätig

ist. Keine Arbeitnehmer/innen im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind geistliche Amtsträger/innen
der gesetzlich anerkannten Kirchen und Religions-
gesellschaften.

(2) Heimarbeiter/innen nach dem Heimarbeits-
gesetz 1960, BGBl. Nr. 105, in der jeweils geltenden
Fassung gelten als Arbeitnehmer/innen, Auftragge-
ber/innen als Arbeitgeber/innen im Sinne dieses
Bundesgesetzes. Zwischenmeister/innen und Mit-
telspersonen im Sinne der §§ 3 und 4 des
Heimarbeitsgesetzes 1960 in der jeweils geltenden
Fassung gelten als Arbeitnehmer/innen, alle übrigen
Zwischenmeister/innen und Mittelspersonen gelten
als Arbeitgeber/innen.

(3) Betriebsstätten im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind örtlich gebundene Einrichtungen, in denen
regelmäßig Arbeiten ausgeführt werden. Arbeits-
stellen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle
Stellen außerhalb von Betriebsstätten, auf denen
Arbeiten ausgeführt werden.

Aufgaben der Arbeitsinspektion

§ 3. (1) Die Arbeitsinspektion ist die zur
Wahrnehmung des gesetzlichen Schutzes der
Arbeitnehmer/innen berufene Behörde. Sie hat
durch ihre Tätigkeit dazu beizutragen, daß durch
geeignete Maßnahmen ein möglichst wirksamer
Arbeitnehmerschutz erreicht wird. Zu diesem
Zweck hat die Arbeitsinspektion vor allem die
Einhaltung der dem Schutz der Arbeitnehmer/in-
nen dienenden Rechtsvorschriften und behördlichen
Verfügungen zu überwachen, insbesondere soweit
diese betreffen

1. den Schutz des Lebens, der Gesundheit und
der Sittlichkeit,

2. die Beschäftigung von Kindern und Jugendli-
chen,

3. die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen, vor
allem auch während der Schwangerschaft und
nach der Entbindung,
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4. die Beschäftigung besonders schutzbedürftiger
Arbeitnehmer/innen (Behinderter),

5. die Arbeitszeit, die Ruhepausen und die
Ruhezeit, die Arbeitsruhe, die Urlaubsauf-
zeichnungen und

6. die Heimarbeit.

(2) Die Organe der Arbeitsinspektion haben
Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/innen zur
Erfüllung ihrer Pflichten im Bereich des Arbeitneh-
merschutzes anzuhalten und sie hiebei nötigenfalls
zu unterstützen und zu beraten. Die Arbeitsinspek-
tionsorgane haben nach Möglichkeit im Rahmen
ihres Wirkungsbereiches bei widerstreitenden Inter-
essen zwischen Arbeitgebern/Arbeitgeberinnen und
Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen zu vermitteln
sowie nötigenfalls zur Wiederherstellung des guten
Einvernehmens beizutragen, um so das Vertrauen
beider Teile zu gewinnen und zu erhalten. Sie haben
bei dieser Tätigkeit auf eine Mitwirkung der
Organe der Arbeitnehmerschaft hinzuwirken.

(3) Organe der Arbeitsinspektion sind berechtigt,
über Einladung des Betriebsrates an Betriebsver-
sammlungen teilzunehmen. Wenn es die Wahrneh-
mung der in Abs. 1 und 2 angeführten Aufgaben
erfordert, haben die Arbeitgeber/innen den Arbeits-
inspektionsorganen Gelegenheit zu einer Ausspra-
che mit den Arbeitnehmer/innen einer Betriebs-
stätte oder einer Arbeitsstelle zu geben.

(4) Die Arbeitsinspektion hat auf die Weiterent-
wicklung des Arbeitnehmerschutzes besonders zu
achten und nötigenfalls die hiefür notwendigen
Veranlassungen zu treffen. Zu diesem Zweck hat sie
auch die Durchführung einschlägiger Untersuchun-
gen durch hiefür geeignete Personen oder Einrich-
tungen zu veranlassen oder zu fördern.

(5) Die Arbeitsinspektion hat bei Durchführung
ihrer Aufgaben mit den gesetzlichen Interessenver-
tretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
zusammenzuarbeiten, soweit dies im Interesse des
Arbeitnehmerschutzes erforderlich ist. Zu diesem
Zweck haben die Arbeitsinspektorate auch in jedem
Land mindestens zweimal jährlich in Angelegenhei-
ten ihres Aufgabenbereiches Aussprachen mit den
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer abzuhalten. Zu diesen Aussprachen
können auch Vertreter/innen der Träger der
Unfallversicherung sowie der mit Angelegenheiten
des Arbeitnehmerschutzes befaßten Behörden bei-
gezogen werden.

(6) Die Arbeitsinspektion darf für andere als die
in diesem Bundesgesetz genannten Aufgaben nicht
in Anspruch genommen werden, soweit nicht in
anderen gesetzlichen Vorschriften für die Arbeitsin-
spektion ausdrücklich anderes angeordnet wird. Die
Arbeitsinspektion darf insbesondere für Zwecke der
Finanzverwaltung nicht in Anspruch genommen
werden.

Betreten und Besichtigen von Betriebsstätten und
Arbeitsstellen

§ 4. (1) Die Organe der Arbeitsinspektion sind
zur Durchführung ihrer Aufgaben berechtigt,
Betriebsstätten und Arbeitsstellen sowie die von
Arbeitgebern/Arbeitgeberinnen den Arbeitneh-
mern/Arbeitnehmerinnen zur Verfügung gestellten
Wohnräume und Unterkünfte sowie Wohlfahrtsein-
richtungen jederzeit zu betreten und zu besichtigen.
Dies gilt auch dann, wenn im Zeitpunkt der
Besichtigung in der Betriebsstätte oder auf der
Arbeitsstelle keine Arbeitnehmer/innen beschäftigt
werden.

(2) Die Organe der Arbeitsinspektion sind
berechtigt, zum Zweck des Erreichens der Betriebs-
stätten und Arbeitsstellen sowie sonstiger Einrich-
tungen nach Abs. 1 Privatstraßen zu befahren.
Sofern es zur Durchführung ihrer Aufgaben,
insbesondere zur Durchführung von Messungen
und Untersuchungen erforderlich ist, sind die
Arbeitsinspektionsorgane auch zum Befahren des
Betriebsgeländes berechtigt. Zum Zweck der
Beweissicherung sind Arbeitsinspektionsorgane ins-
besondere auch berechtigt, in Betriebsstätten und
auf Arbeitsstellen Fotos anzufertigen.

(3) Die Arbeitgeber/innen haben dafür zu sorgen,
daß die in Abs. 1 angeführten Räumlichkeiten und
Stellen sowie die Betriebseinrichtungen und Be-
triebsmittel den Arbeitsinspektionsorganen jederzeit
zugänglich sind. Soweit dies für eine wirksame
Überwachung erforderlich ist, sind auf Verlangen
des Arbeitsinspektionsorgans Betriebseinrichtungen
und Betriebsmittel in Betrieb zu setzen. Dies gilt
nicht, wenn eine für die Inbetriebnahme erforderli-
che fachkundige Person nicht anwesend ist oder
eine Inbetriebnahme aus betrieblichen oder wirt-
schaftlichen Gründen nicht zumutbar ist.

(4) Die Organe der Arbeitsinspektion sind bei
Verdacht auf Vorliegen einer unmittelbar drohen-
den Gefahr für Leben oder Gesundheit von
Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen zur Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben berechtigt, sich zu den in
Abs. 1 angeführten Räumlichkeiten und Stellen
unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit der einge-
setzten Mittel Zutritt zu verschaffen, wenn dieser
nicht freiwillig gewährt wird. Zur Beseitigung eines
ihnen entgegengestellten Widerstandes können die
Arbeitsinspektionsorgane die Unterstützung der
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes unmit-
telbar in Anspruch nehmen.

(5) Die Arbeitgeber/innen haben dafür zu sorgen,
daß bei ihrer Abwesenheit von der Betriebsstätte
oder von der Arbeitsstelle eine dort anwesende
Person den Arbeitsinspektionsorganen die Besichti-
gung ermöglicht, sie auf deren Verlangen begleitet,
die erforderlichen Auskünfte (§ 7) erteilt sowie
Einsicht in Unterlagen (§ 8) gewährt.
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(6) Die Arbeitsinspektionsorgane haben nach
ihrem Eintreffen in der Betriebsstätte oder auf der
Arbeitsstelle zu verlangen, daß der Arbeitgeber/die
Arbeitgeberin oder die nach Abs. 5 beauftragte
Person von ihrer Anwesenheit verständigt wird.
Dies hat- jedoch zu unterbleiben, wenn dadurch
nach Ansicht des Arbeitsinspektionsorgans die
Wirksamkeit der Amtshandlung beeinträchtigt
werden könnte. Auf Verlangen hat sich das
Arbeitsinspektionsorgan dem Arbeitgeber/der Ar-
beitgeberin oder der nach Abs. 5 beauftragten
Person gegenüber durch einen vom Bundesminister
für Arbeit und Soziales ausgestellten Dienstausweis
auszuweisen.

(7) Dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin und der
nach Abs. 5 beauftragten Person steht es frei, das
Arbeitsinspektionsorgan bei der Besichtigung zu
begleiten. Auf Verlangen des Arbeitsinspektionsor-
gans sind sie verpflichtet, an der. Besichtigung
teilzunehmen. Stehen einer Teilnahme des Arbeit-
gebers/der Arbeitgeberin wichtige Gründe entge-
gen, kann der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin eine
ausreichend informierte Person beauftragen, ihn/sie
bei der Besichtigung zu vertreten. Der Arbeitgeber/
die Arbeitgeberin hat dafür zu sorgen, daß diese
Person den Arbeitsinspektionsorganen die erforder-
lichen Auskünfte (§ 7) erteilt sowie Einsicht in die
Unterlagen (§ 8) gewährt.

(8) Den Besichtigungen durch Arbeitsinspek-
tionsorgane sind die Organe der Arbeitnehmer-
schaft beizuziehen. Außerdem sind den Besichti-
gungen die Sicherheitsvertrauenspersonen sowie die
Leitung des sicherheitstechnischen Dienstes und der
betriebsärztlichen Betreuung oder deren Stellvertre-
ter/innen in dem durch deren Tätigkeit gebotenen
Umfang beizuziehen. Auf deren Verlangen sind sie
den Besichtigungen jedenfalls beizuziehen. Diese
Personen und Organe sind vom Arbeitgeber/von
der Arbeitgeberin oder von der nach Abs. 5
beauftragten Person von der Anwesenheit des
Arbeitsinspektionsorgans unverzüglich zu verstän-
digen.

(9) Durch die Verständigung gemäß Abs. 6 und 8
sowie durch die Teilnahme der in Abs. 7 und 8
genannten Personen und Organe darf der Beginn
der Besichtigung nicht unnötig verzögert werden.
Die Arbeitsinspektionsorgane sind berechtigt, eine
Besichtigung auch dann vorzunehmen, wenn diese
Personen und Organe daran nicht teilnehmen.

Durchführung von Untersuchungen

§ 5. (1) Die Arbeitsinspektionsorgane sind zur
Beurteilung der Notwendigkeit und Wirksamkeit
von Vorkehrungen zum Schutz des Lebens und der
Gesundheit der Arbeitnehmer/innen berechtigt, die
hiezu erforderlichen Maßnahmen selbst zu treffen.
Es sind dies vor allem die Durchführung von
Messungen und Untersuchungen in den Betriebs-

stätten und auf den Arbeitsstellen. Bei Verdacht auf
eine Gefährdung der Gesundheit von Arbeitneh-
mern/Arbeitnehmerinnen können die Arbeitsin-
spektionsorgane zur Beseitigung eines ihnen entge-
gengesetzten Widerstandes die Unterstützung der
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes unmit-
telbar in Anspruch nehmen, um die Durchführung
von Messungen und Untersuchungen zu erzwingen.

(2) Stehen dem Arbeitsinspektorat die für eine
Maßnahme nach Abs. 1 notwendigen Geräte oder
Einrichtungen nicht zur Verfügung, so ist das
Arbeitsinspektorat berechtigt, die für die erforderli-
chen Messungen und Untersuchungen in Betracht
kommenden Sachverständigen beizuziehen. Dar-
über ist der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin zu
informieren. Das Arbeitsinspektorat hat den beige-
zogenen Sachverständigen auf deren Ersuchen die
für die Durchführung der Messungen und Untersu-
chungen erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die
Sachverständigen haben über alle ihnen auf Grund
ihrer Sachverständigentätigkeit bekanntgeworde-
nen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse gegenüber
Dritten Verschwiegenheit zu bewahren.

(3) Die Arbeitsinspektionsorgane sind berechtigt,
Proben von Arbeitsstoffen im unbedingt erforderli-
chen Ausmaß zu entnehmen und deren Untersu-
chung durch eine hiezu befugte Person oder Anstalt
zu veranlassen. Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin
ist von der Entnahme der Probe zu verständigen.
Auf Verlangen ist eine schriftliche Bestätigung über
die Probenentnahme sowie eine Gegenprobe
auszufolgen. Für die entnommene Probe gebührt
keine Entschädigung.

(4) Das Arbeitsinspektorat hat die Ergebnisse der
Messungen und Untersuchungen nach Abs. 2 und 3
dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin und den Orga-
nen der Arbeitnehmerschaft zur Kenntnis zu
bringen.

(5) Soweit die Kosten nicht vom zuständigen
Träger der Unfallversicherung getragen werden,
haben die nach Abs. 2 beigezogenen Sachverständi-
gen und nach Abs. 3 beauftragten Personen und
Anstalten Anspruch auf Ersatz der Kosten. Dem
Arbeitgeber/der Arbeitgeberin ist der Ersatz der
Kosten vom Arbeitsinspektorat aufzuerlegen, wenn
sich die Ansicht des Arbeitsinspektors als richtig
erweist oder es sich um eine Messung oder
Untersuchung handelte, zu deren Durchführung
der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin schon auf Grund
der Arbeitnehmerschutzvorschriften verpflichtet ge-
wesen wäre. Sofern die Kosten nicht nach einem
feststehenden Tarif berechnet werden, hat das
Arbeitsinspektorat die Kosten entsprechend den
Gebühren für Sachverständige nach dem Gebühren-
anspruchsgesetz 1975 in der jeweils geltenden
Fassung festzusetzen.

(6) Wenn nach Ansicht des Arbeitsinspektionsor-
ganes für die Arbeitnehmer/innen bereitgestelltes
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Trinkwasser oder in der Betriebsstätte an sie
verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefähr-
den, so hat das Arbeitsinspektorat Anzeige an die
hiefür zuständige Behörde zu erstatten.

Auskünfte

§ 6. (1) Wenn es zur Wahrnehmung des
Arbeitnehmerschutzes erforderlich ist, sind die
Arbeitsinspektorate berechtigt, von Erzeugern/Er-
zeugerinnen und Vertreibern/Vertreiberinnen von
Arbeitsstoffen Auskunft über die Zusammensetzung
dieser Stoffe zu verlangen. Erzeuger/innen und
Vertreiber/innen von Arbeitsstoffen sind verpflich-
tet, diese Auskünfte den Arbeitsinspektoraten auf
deren Verlangen zu erteilen. Handelt es sich um
Stoffe, die die Gesundheit von Arbeitnehmern/Ar-
beitnehmerinnen gefährden, haben die Erzeuger/
innen und Vertreiber/innen auf Verlangen des
Arbeitsinspektorates ihre Abnehmer/innen von
diesem Umstand in Kenntnis zu setzen.

(2) Wenn es zur Wahrnehmung des Arbeitneh-
merschutzes erforderlich ist, sind die Arbeitsinspek-
torate berechtigt, von Erzeugern/Erzeugerinnen
und Vertreibern/Vertreiberinnen von Maschinen,
Geräten oder deren Teilen oder Zubehör, für die
nach den Rechtsvorschriften Übereinstimmungser-
klärungen erforderlich sind, Ablichtungen von
Prüfbescheinigungen und von den Übereinstim-
mungserklärungen zugrundeliegenden technischen
Dokumentationen zu verlangen. Erzeuger/innen
und Vertreiber/innen dieser Maschinen, Geräte
oder deren Teile oder Zubehör haben den
Arbeitsinspektoraten auf deren Verlangen diese
Ablichtungen zu übermitteln sowie die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen.

(3) Wenn es zur Wahrnehmung des Arbeitneh-
merschutzes erforderlich ist, sind die Arbeitsinspek-
torate berechtigt, von akkreditierten Stellen (Zerti-
fizierungsstellen, Prüfstellen und Überwachungs-
stellen) Ablichtungen von Prüfberichten, Überwa-
chungsberichten und Aufzeichnungen über Zertifi-
zierungsverfahren zu verlangen. Akkreditierte Stel-
len sind verpflichtet, diese Ablichtungen den
Arbeitsinspektoraten auf deren Verlangen zu
übermitteln sowie die erforderlichen Auskünfte zu
erteilen.

(4) Für die Ablichtung und Übermittlung der
Unterlagen gemäß Abs. 2 und 3 gebührt kein Ersatz
der Aufwendungen.

Vernehmung von Personen

§ 7. (1) Organe der Arbeitsinspektion sind befugt,
bei Besichtigungen gemäß § 4 Arbeitgeber/innen,
Arbeitnehmer/innen und die gemäß § 4 Abs. 5 und 7
beauftragten Personen über alle Umstände zu
vernehmen, die den Aufgabenbereich der Arbeitsin-

spektion berühren. Die Vernehmung hat tunlichst
ohne Störung des Betriebes zu erfolgen. Die
Vernehmung ist ohne Gegenwart dritter Personen
durchzuführen, wenn dies nach Ansicht des
Arbeitsinspektionsorgans erforderlich ist oder wenn
die Person, die vernommen werden soll, es verlangt.

(2) Die Arbeitsinspektorate können von Arbeitge-
bern/Arbeitgeberinnen schriftliche Auskünfte ver-
langen.

(3) Wenn es zur Wahrnehmung des Arbeitneh-
merschutzes erforderlich ist, können die Arbeitsin-
spektorate Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/
innen als Auskunftspersonen zur Vernehmung
vorladen. Es dürfen nur Personen vorgeladen
werden, die im Aufsichtsbezirk (§ 14 Abs. 1), im
örtlichen Wirkungsbereich (§ 14 Abs. 2) oder in der
Stadt, in der das Arbeitsinspektorat seinen Sitz hat,
ihren Aufenthalt haben. §§ 19 Abs. 2 bis 4 und 20
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 — AVG, BGBl. Nr. 51, in der jeweils
geltenden Fassung sind anzuwenden.

(4) Für die Vernehmung von Auskunftspersonen
gemäß Abs. 1 und 3 gilt § 48 AVG. Jede
Auskunftsperson ist zu Beginn ihrer Vernehmung
über die für die Vernehmung maßgebenden
persönlichen Verhältnisse zu befragen und zu
ermahnen, die Wahrheit anzugeben und nichts zu
verschweigen. Sie ist auf die gesetzlichen Gründe
für die Verweigerung der Aussage (Abs. 5) und auf
die Folgen einer ungerechtfertigten Verweigerung
der Aussage aufmerksam zu machen. Die Aussagen
sind erforderlichenfalls in einer Niederschrift
gemäß § 14 AVG festzuhalten.

(5) Arbeitgeber/innen, Arbeitnehmer/innen und
die gemäß § 4 Abs. 5 und 7 beauftragten Personen
sind verpflichtet, den Arbeitsinspektionsorganen die
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Die Aussage darf aus den in § 49
Abs. 1 und 2 AVG genannten Gründen verweigert
werden, wobei aber der Weigerungsgrund wegen
Gefahr eines Vermögensnachteiles sowie eines
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses nicht gilt.

Unterlagen

§ 8. (1) Arbeitgeber/innen und die gemäß § 4
Abs. 5 und 7 beauftragten Personen sind
verpflichtet, den Arbeitsinspektionsorganen auf
Verlangen alle Unterlagen zur Einsicht vorzulegen,
die mit dem Arbeitnehmerschutz im Zusammen-
hang stehen. Dies gilt insbesondere für Unterlagen
über die Betriebsräumlichkeiten, Betriebseinrichtun-
gen, sonstigen mechanischen Einrichtungen, Be-
triebsmittel, Arbeitsvorgänge, Arbeitsverfahren und
Arbeitsstoffe samt den dazugehörigen Plänen,
Zeichnungen, Beschreibungen und Betriebsvor-
schriften. Dies gilt auch für Kollektivverträge,
Betriebsvereinbarungen, Arbeitsverträge, Lehrver-
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träge, Lohn-, Gehalts- und Urlaubslisten sowie
insbesondere auch für alle Verzeichnisse, Vormerke
oder Aufstellungen, die auf Grund von Arbeitneh-
merschutzvorschriften oder von Regelungen für die
Heimarbeit zu führen sind.

(2) Die Arbeitsinspektionsorgane sind befugt,
Ablichtungen, Abschriften oder Auszüge von
Unterlagen gemäß Abs. 1 anzufertigen.

(3) Arbeitgeber/innen haben dem Arbeitsinspek-
torat auf Verlangen die in Abs. 1 genannten
Unterlagen oder Ablichtungen, Abschriften sowie
Auszüge dieser Unterlagen zu übermitteln. Für die
Ablichtung und Übermittlung gebührt kein Ersatz
der Aufwendungen.

Feststellung und Anzeige von Übertretungen

§ 9. (1) Stellt die Arbeitsinspektion die Übertre-
tung einer Arbeitnehmerschutzvorschrift fest, so ist
der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin schriftlich aufzu-
fordern, unverzüglich den den Rechtsvorschriften
und behördlichen Verfügungen entsprechenden
Zustand herzustellen. Eine Ablichtung der Auffor-
derung ist den Organen der Arbeitnehmerschaft
und dem/der gemäß § 23 Abs. 1 gemeldeten
verantwortlichen Beauftragten zur Kenntnis zu
übersenden. Den Sicherheitsvertrauenspersonen so-
wie der Leitung des sicherheitstechnischen Dienstes
und der betriebsärztlichen Betreuung ist eine
Ablichtung der Aufforderung zur Kenntnis zu
übersenden, soweit deren Aufgabenbereich berührt
ist.

(2) Wird der Aufforderung nach Abs. 1 nicht
entsprochen, so hat das Arbeitsinspektorat Anzeige
an die zuständige Verwaltungsstrafbehörde zu
erstatten.

(3) Das Arbeitsinspektorat ist berechtigt, auch
ohne vorausgehende Aufforderung nach Abs. 1
Strafanzeige wegen Übertretung einer Arbeitneh-
merschutzvorschrift zu erstatten. Wenn das Ver-
schulden der verwaltungsstrafrechtlich Verantwort-
lichen nicht geringfügig ist oder die Folgen der
Übertretung nicht unbedeutend sind, hat das
Arbeitsinspektorat ohne vorausgehende Aufforde-
rung gemäß Abs. 1 Strafanzeige zu erstatten.

(4) Mit der Anzeige gemäß Abs. 2 und 3 ist ein
bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. Eine
Ablichtung der Anzeige ist den Organen der
Arbeitnehmerschaft, in jenen Fällen, in denen die
Anzeige auf Grund einer gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 des
Arbeiterkammergesetzes 1992, BGBl. Nr. 626/
1991, gemeinsam durchgeführten Besichtigung
erfolgt, auch der zuständigen gesetzlichen Interes-
senvertretung der Arbeitnehmer, zur Kenntnis zu
übersenden. Die Verwaltungsstrafbehörde hat über
die Anzeige ohne Verzug, längstens jedoch binnen
zwei Wochen, das Strafverfahren einzuleiten.

(5) Wenn die Übertretung von einem Organ einer
Gebietskörperschaft oder eines Gemeindeverbandes
begangen wurde, hat das Arbeitsinspektorat anstelle
einer Anzeige gemäß Abs. 2 und 3 bei Organen des
Bundes oder eines Landes Anzeige an das oberste
Organ, dem das der Übertretung verdächtige Organ
untersteht (Artikel 20 Abs. 1 erster Satz B-VG), in
allen anderen Fällen Aufsichtsbeschwerde an die
Aufsichtsbehörde zu erstatten. Die obersten Organe
und die Aufsichtsbehörden haben das Arbeitsin-
spektorat ohne Verzug über das Veranlaßte in
Kenntnis zu setzen.

Anträge und Verfügungen

§ 10. (1) Ist das Arbeitsinspektorat der Ansicht,
daß in einer Betriebsstätte oder auf einer Arbeits-
stelle Vorkehrungen zum Schutz des Lebens, der
Gesundheit und der Sittlichkeit der Arbeitnehmer/
innen zu treffen sind, so hat es im Rahmen der
Arbeitnehmerschutzvorschriften bei der zuständi-
gen Behörde die Vorschreibung der erforderlichen
Maßnahmen zu beantragen. Eine Ablichtung des
Antrages ist den Organen der Arbeitnehmerschaft
zur Kenntnis zu übersenden.

(2) Die zuständige Behörde hat über Anträge des
Arbeitsinspektorates gemäß Abs. 1 ohne Verzug,
längstens jedoch binnen zwei Wochen, das
Ermittlungsverfahren einzuleiten und dieses be-
schleunigt abzuschließen.

(3) In Fällen unmittelbar drohender Gefahr für
Leben oder Gesundheit von Arbeitnehmern/Arbeit-
nehmerinnen hat das Arbeitsinspektorat mit Be-
scheid die Beschäftigung von Arbeitnehmern/Ar-
beitnehmerinnen zu untersagen oder die gänzliche
oder teilweise Schließung der Betriebsstätte oder
der Arbeitsstelle, die Stillegung von Maschinen oder
sonstige die Betriebsstätte oder die Arbeitsstelle
betreffende Sicherheitsmaßnahmen zu verfügen.
Wird der Bescheid mündlich erlassen, so hat das
Arbeitsinspektorat ohne Verzug eine schriftliche
Ausfertigung dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin
zuzustellen sowie den Organen der Arbeitnehmer-
schaft zur Kenntnis zu übersenden.

(4) In Fällen unmittelbar drohender Gefahr für
Leben oder Gesundheit von Arbeitnehmern/Arbeit-
nehmerinnen hat das Arbeitsinspektionsorgan erfor-
derlichenfalls auch vor Erlassung eines Bescheides
zur Gefahrenabwehr Sofortmaßnahmen an Ort und
Stelle zu verfügen und deren Durchführung zu
veranlassen. Zur Beseitigung eines ihm entgegenge-
stellten Widerstandes kann das Arbeitsinspektions-
organ die Unterstützung der Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes unmittelbar in Anspruch
nehmen. Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin ist vom
Arbeitsinspektionsorgan nach Möglichkeit vor,
jedenfalls aber unverzüglich nach Durchführung
der verfügten Maßnahme zu verständigen.
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(5) Über Maßnahmen nach Abs. 4 ist binnen zwei
Wochen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen,
widrigenfalls die getroffene Maßnahme als aufge-
hoben gilt. Eine Ausfertigung des Bescheides ist dem
Arbeitgeber/der Arbeitgeberin zuzustellen sowie
den Organen der Arbeitnehmerschaft und der
Bezirksverwaltungsbehörde zur Kenntnis zu über-
senden.

(6) Liegen die Voraussetzungen für die gemäß
Abs. 3 und 5 getroffenen Maßnahmen nicht mehr
vor, so hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf
Antrag des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin den
Bescheid aufzuheben.

(7) Berufungen gegen Bescheide der Arbeitsin-
spektorate gemäß Abs. 5 oder gegen Bescheide der
Arbeitsinspektorate, durch die über eine Vorstellung
gegen Bescheide gemäß Abs. 3 und 5 entschieden
wird, haben keine aufschiebende Wirkung. Über
Berufungen gegen diese Bescheide und gegen
Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet der Landes-
hauptmann. Über Berufungen gegen solche Be-
scheide des Landeshauptmannes entscheidet der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten, wenn der Bescheid eine gewerbliche Betriebsan-
lage betrifft, sonst der Bundesminister für Arbeit
und Soziales.

(8) Bescheide gemäß Abs. 3 und 5 treten mit
Ablauf eines Jahres, vom Tag ihrer Erlassung an
gerechnet, außer Wirksamkeit, wenn sie nicht
kürzer befristet sind.

Beteiligung der Arbeitsinspektion an
Verwaltungsstrafverfahren

§ 11. (1) In Verwaltungsstrafverfahren wegen der
Übertretung von Arbeitnehmerschutzvorschriften
ist das zuständige Arbeitsinspektorat (§15 Abs. 6)
Partei.

(2) Gelangt die Verwaltungsstrafbehörde im
Verfahren zu der Ansicht, daß das Strafverfahren
einzustellen oder eine niedrigere Strafe zu verhän-
gen ist, als vom Arbeitsinspektorat beantragt wurde,
so hat sie vor Erlassung des Bescheides oder einer
Strafverfügung dem Arbeitsinspektorat Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben.

(3) Dem Arbeitsinspektorat steht das Recht der
Berufung gegen Bescheide sowie des Einspruches
gegen Strafverfügungen zu.

Beteiligung der Arbeitsinspektion an
Verwaltungsverfahren

§ 12. (1) In Verwaltungsverfahren in Angelegen-
heiten, die den Arbeitnehmerschutz berühren, ist
das zuständige Arbeitsinspektorat (§ 15 Abs. 7)
Partei.

(2) Findet eine mündliche Verhandlung statt, so
ist das Arbeitsinspektorat zu laden und sind ihm die
zur Beurteilung der Sachlage notwendigen Unterla-
gen mindestens zwei Wochen vor dem Verhand-
lungstag zu übersenden. Hat das Arbeitsinspektorat
an der Verhandlung nicht teilgenommen, so sind
ihm auf Verlangen die Verhandlungsakten vor
Erlassung des Bescheides zur Stellungnahme zu
übersenden. Das Verlangen auf Aktenübersendung
ist binnen einer Woche ab dem Verhandlungstag zu
stellen. Das Arbeitsinspektorat hat seine Stellung-
nahme ohne Verzug, längstens jedoch binnen vier
Wochen, unter Rückstellung der Verhandlungsak-
ten abzugeben.

(3) Abs. 2 zweiter bis letzter Satz gilt nicht für das
Verfahren der unabhängigen Verwaltungssenate.

(4) Dem Arbeitsinspektorat steht das Recht der
Berufung zu.

(5) In Berufungsverfahren ist auch dem Bundes-
minister für Arbeit und Soziales vor Erlassung des
Bescheides Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben, wenn Berufungsbehörde ein Bundesminister
ist.

(6) Für die Entsendung von Organen der
Arbeitsinspektion zu mündlichen Verhandlungen in
Verfahren gemäß Abs. 1 gebühren Kommissionsge-
bühren gemäß § 77 Abs. 5 AVG. Soweit für die die
Amtshandlung führende Behörde Bauschbeträge
gemäß § 77 Abs. 3 AVG gelten, sind die Kommis-
sionsgebühren der Arbeitsinspektion gemäß 5 77
Abs. 5 AVG nach diesen Bauschbeträgen zu
berechnen.

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof

§ 13. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
ist bei Verfahren gemäß §§ 11 und 12 berechtigt,
gegen Bescheide, die in letzter Instanz ergangen
sind, sowie gegen Entscheidungen der unabhängi-
gen Verwaltungssenate Beschwerde an den Verwal-
tungsgerichtshof zu erheben.

Arbeitsinspektorate

§ 14. (1) Das Bundesgebiet wird, sofern nicht
Zweckmäßigkeitsgründe entgegenstehen, unter Be-
rücksichtigung der Grenzen der Länder (Stadt
Wien) in Aufsichtsbezirke der Arbeitsinspektion
eingeteilt. Für jeden Aufsichtsbezirk ist ein allgemei-
nes Arbeitsinspektorat einzurichten. In jedem Land
muß mindestens ein solches Arbeitsinspektorat
bestehen.

(2) Wenn dies für die Wahrnehmung des
Arbeitnehmerschutzes zweckmäßig ist, können
einzelne Wirtschaftszweige oder Beschäftigten-
gruppen oder Teile von solchen unter die Aufsicht
von besonderen Arbeitsinspektoraten gestellt wer-
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den. Der örtliche Wirkungsbereich solcher Arbeits-
inspektorate kann sich über den Bereich mehrerer
Länder erstrecken.

(3) Für einzelne Wirtschaftszweige oder Beschäf-
tigtengruppen oder Teile von solchen kann einem
allgemeinen Arbeitsinspektorat nach Abs. 1 die
Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes auch
hinsichtlich der zu anderen Aufsichtsbezirken
gehörenden Betriebsstätten und Arbeitsstellen über-
tragen werden, wenn dies wegen der in diesen
Wirtschaftszweigen oder Beschäftigtengruppen be-
stehenden besonderen Bedingungen für die Wahr-
nehmung des Arbeitnehmerschutzes zweckmäßig
ist.

(4) Durch Verordnung sind nach Anhörung der
gesetzlichen Interessenvertretungen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer nähere Vorschriften zu
regeln über

1. die Aufsichtsbezirke der allgemeinen Arbeits-
inspektorate,

2. die Errichtung von besonderen Arbeitsinspek-
toraten sowie ihren sachlichen und örtlichen
Wirkungsbereich und

3. die Übertragung von Aufgaben gemäß Abs. 3
an allgemeine Arbeitsinspektorate.

Örtliche Zuständigkeit

§ 15. (1) Soweit im folgenden nicht anderes
bestimmt ist, stehen die Befugnisse nach diesem
Bundesgesetz jenem allgemeinen Arbeitsinspektorat
(§ 14 Abs. 1) zu, in dessen Aufsichtsbezirk sich die
Betriebsstätte oder Arbeitsstelle befindet.

(2) Erstreckt sich eine Betriebsstätte oder
Arbeitsstelle über mehrere Aufsichtsbezirke der
Arbeitsinspektion, so ist jenes Arbeitsinspektorat
zuständig, in dessen Aufsichtsbezirk sich die
Leitung dieser Betriebsstätte oder Arbeitsstelle
befindet.

(3) Die Vorladung und Vernehmung von
Personen gemäß § 7 Abs. 3, die nicht im Aufsichts-
bezirk, im örtlichen Wirkungsbereich oder in der
Stadt, in der das nach Abs. 1 zuständige Arbeitsin-
spektorat seinen Sitz hat, ihren Aufenthalt haben,
hat über Ersuchen des zuständigen Arbeitsinspekto-
rates jenes Arbeitsinspektorat vorzunehmen, in
dessen Aufsichtsbezirk die zu vernehmende Person
ihren Aufenthalt hat.

(4) Die Befugnisse nach § 8 Abs. 1 und 2 stehen
jenem Arbeitsinspektorat zu, in dessen Aufsichtsbe-
zirk sich die Unterlagen befinden. Dies gilt auch
dann, wenn diese Unterlagen Betriebsstätten oder
Arbeitsstellen betreffen, für die gemäß Abs. 1 ein
anderes Arbeitsinspektorat zuständig ist. Die
Befugnisse nach § 8 Abs. 3 stehen sowohl jenem
Arbeitsinspektorat zu, in dessen Aufsichtsbezirk sich
die Unterlagen befinden, als auch jenem Arbeitsin-
spektorat, in dessen Aufsichtsbezirk die Betriebs-

stätte oder Arbeitsstelle liegt, auf die sich diese
Unterlagen beziehen.

(5) Die Befugnisse nach § 9 stehen hinsichtlich
auswärtiger Arbeitsstellen sowohl jenem Arbeitsin-
spektorat zu, in dessen Aufsichtsbezirk die Arbeits-
stelle liegt, als auch jenem Arbeitsinspektorat, in
dessen Aufsichtsbezirk die Betriebsstätte liegt, zu
der diese Arbeitsstelle gehört.

(6) In Verwaltungsstrafverfahren (§ 11) ist jenes
Arbeitsinspektorat zu beteiligen, das die Strafan-
zeige (§ 9) erstattet hat. Wird ein Verwaltungsstraf-
verfahren ohne Anzeige des Arbeitsinspektorates
eingeleitet, ist jenes Arbeitsinspektorat zu beteiligen,
in dessen Aufsichtsbezirk sich die Betriebsstätte
oder die Arbeitsstelle befindet, auf die sich das
Verfahren bezieht. Findet im Berufungsverfahren
eine mündliche Verhandlung außerhalb des Auf-
sichtsbezirkes des nach dem ersten oder zweiten
Satz zu beteiligenden Arbeitsinspektorates statt,
kann sich das Arbeitsinspektorat durch ein Organ
eines Arbeitsinspektorates, das am Verhandlungsort
seinen Sitz hat, vertreten lassen.

(7) In Verwaltungsverfahren gemäß § 12 ist jenes
Arbeitsinspektorat zu beteiligen, über dessen Antrag
das Verfahren eingeleitet wurde. Wird ein Verwal-
tungsverfahren ohne Antrag eines Arbeitsinspekto-
rates eingeleitet, ist jenes Arbeitsinspektorat zu
beteiligen, in dessen Aufsichtsbezirk sich die
Betriebsstätte oder die Arbeitsstelle befindet, auf die
sich das Verfahren bezieht. Bezieht sich ein
Verwaltungsverfahren auf mehrere Betriebsstätten
oder Arbeitsstellen mit gemeinsamer Leitung, so ist
am Verfahren jenes Arbeitsinspektorat zu beteili-
gen, in dessen Aufsichtsbezirk sich die gemeinsame
Leitung befindet.

(8) Die örtliche Zuständigkeit zur Durchführung
von Verwaltungsverfahren durch die Arbeitsinspek-
torate richtet sich nach dem Standort der
Betriebsstätte, auf die sich das Verfahren bezieht
oder, sofern sich die Betriebsstätte über mehrere
Aufsichtsbezirke erstreckt, nach dem Standort der
Leitung der Betriebsstätte. Für die Durchführung
von Verwaltungsverfahren, die sich auf mehrere, in
verschiedenen Aufsichtsbezirken gelegene Betriebs-
stätten mit gemeinsamer Leitung beziehen, ist jenes
Arbeitsinspektorat zuständig, in dessen Aufsichtsbe-
zirk sich die gemeinsame Leitung der Betriebsstätten
befindet. Für die Durchführung von Verwaltungs-
verfahren, die sich auf Arbeitsstellen beziehen, ist
jenes Arbeitsinspektorat zuständig, in dessen
Aufsichtsbezirk sich die Betriebsstätte befindet, zu
der diese Arbeitsstelle gehört. Besteht keine solche
Betriebsstätte, richtet sich die örtliche Zuständigkeit
nach der Lage der Arbeitsstelle.

(9) In einer Verordnung gemäß § 14 Abs. 4, mit
der besondere Arbeitsinspektorate errichtet oder
Aufgaben an allgemeine Arbeitsinspektorate über-
tragen werden, sind auch die im Hinblick auf den
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sachlichen und örtlichen Wirkungsbereich notwen-
digen Abweichungen von Abs. 1 bis 8 zu regeln.

Zentral-Arbeitsinspektorat

§ 16. (1) Die Arbeitsinspektorate unterstehen
unmittelbar dem Zentral-Arbeitsinspektorat, dem
die oberste Leitung und zusammenfassende Be-
handlung der Angelegenheiten der Arbeitsinspek-
tion sowie die Aufsicht über die Tätigkeit der
Arbeitsinspektorate obliegt. Der Leiter/die Leiterin
des Zentral-Arbeitsinspektorates (der Zentral-Ar-
beitsinspektor/die Zentral-Arbeitsinspektorin) un-
tersteht direkt dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales.

(2) Auf die Organe des Zentral-Arbeitsinspekto-
rates sind die für Arbeitsinspektionsorgane gemäß
§§ 3 Abs. 4 sowie 4 bis 8 geltenden Regelungen
anzuwenden, soweit dies für die Wahrnehmung der
Aufgaben nach Abs. 1 erforderlich ist. §§ 18 und 20
Abs. 4 und 5 gelten auch für Organe des
Zentral-Arbeitsinspektorates.

Arbeitsinspektionsorgane für besondere Aufgaben

§ 17. (1) Zur besonderen Wahrnehmung der
Aufgaben auf dem Gebiet der Arbeitshygiene und
Arbeitsphysiologie sowie zur Verhütung von
Berufskrankheiten sind für die Arbeitsinspektorate
und das Zentral-Arbeitsinspektorat Arbeitsinspek-
tionsärzte/Arbeitsinspektionsärztinnen zu bestellen.

(2) Zur besonderen Wahrnehmung der Aufgaben
gemäß Abs. 1 ist weiters bei jedem Arbeitsinspekto-
rat mindestens ein Hygienetechniker/eine Hygiene-
technikerin zu bestellen.

(3) Zur besonderen Überwachung der Einhaltung
der Schutzvorschriften für Kinder und Jugendliche
ist bei jedem Arbeitsinspektorat mindestens ein
Arbeitsinspektor/eine Arbeitsinspektorin für Kin-
derarbeit und Jugendlichenschutz zu bestellen.

(4) Zur besonderen Überwachung der Schutzvor-
schriften für Frauen ist bei jedem Arbeitsinspekto-
rat, ausgenommen die Arbeitsinspektorate für
besondere Aufgaben, mindestens eine Arbeitsin-
spektorin für Frauenarbeit und Mutterschutz zu
bestellen.

Besondere Pflichten der Arbeitsinspektionsorgane

§ 18. (1) Die Arbeitsinspektionsorgane haben die
Quelle jeder Beschwerde über bestehende Mängel
oder die Verletzung von Arbeitnehmerschutzvor-
schriften als unbedingt vertraulich zu behandeln. Sie
dürfen weder dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin
noch sonstigen Personen gegenüber andeuten, daß
eine Amtshandlung durch eine Beschwerde veran-
laßt worden ist.

(2) Amtshandlungen gemäß §§ 4 und 5 müssen
unangemeldet erfolgen. Eine Anmeldung oder
Terminvereinbarung ist nur zulässig, wenn dies der
Zweck der Amtshandlung im Einzelfall unbedingt
erfordert.

(3) Arbeitsinspektionsorgane dürfen an der
Leitung und Verwaltung von Unternehmen und
Betrieben, die gemäß § 1 der Aufsicht der
Arbeitsinspektion unterliegen, nicht beteiligt sein.
Arbeitsinspektionsorgane dürfen nicht in einem
Arbeitsverhältnis stehen, das gemäß § 1 in den
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion fällt.

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann im Interesse der Wahrnehmung des Arbeitneh-
merschutzes unter Bedachtnahme auf dienstrechtli-
che Vorschriften im Einzelfall eine Ausnahme von
den Vorschriften des Abs. 3 bewilligen.

Berichte und Gutachten

§ 19. (1) Die Arbeitsinspektorate haben über jedes
Kalenderjahr dem Bundesministerium für Arbeit
und Soziales Bericht über ihre Tätigkeit und ihre
Wahrnehmungen zu erstatten. Diese Berichte sind
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales in
zusammenfassender Darstellung dem Nationalrat
vorzulegen und zu veröffentlichen.

(2) Die Arbeitsinspektorate können vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales zur Erstattung
von Gutachten und Vorschlägen in Angelegenhei-
ten des Arbeitnehmerschutzes herangezogen wer-
den. Solche Gutachten und Vorschläge können die
Arbeitsinspektorate auch ohne besondere Aufforde-
rung erstatten.

Rechtshilfe

§ 20. (1) Alle Behörden und öffentlich-rechtli-
chen Körperschaften, insbesondere die gesetzlichen
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, haben im Rahmen ihres Wirkungsbereiches
die Arbeitsinspektion bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Gewerbebehörden haben das zuständige
Arbeitsinspektorat von der Neuerrichtung von
Betriebsanlagen sowie von Änderungen in Betriebs-
anlagen zu verständigen. Alle Behörden haben dem
zuständigen Arbeitsinspektorat die ihnen zur
Kenntnis gelangte Errichtung von sonstigen Be-
triebsstätten und von Änderungen in solchen
Betriebsstätten mitzuteilen.

(3) Die Sicherheitsbehörden haben jeden ihnen
zur Kenntnis gelangten Arbeitsunfall in Betriebs-
stätten oder auf Arbeitsstellen, bei dem ein
Arbeitnehmer/eine Arbeitnehmerin getötet oder
erheblich verletzt worden ist, dem zuständigen
Arbeitsinspektorat ohne Verzug zu melden.
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(4) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, die
zuständigen Behörden zu verständigen, wenn sie im
Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten
Verdacht gelangen, daß eine Übertretung arbeits-
rechtlicher, sozialversicherungsrechtlicher oder ge-
werberechtlicher Vorschriften vorliegt.

(5) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt ihnen
bekanntgewordene Daten über gefährliche Arbeits-
stoffe, die im Hinblick auf den Schutz des Lebens
und der Gesundheit von Menschen von Bedeutung
sind, dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie und, soweit es sich um sehr giftige, giftige
oder mindergiftige Stoffe handelt, dem Bundesmini-
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz
zur Kenntnis zu bringen.

(6) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdien-
stes haben den Arbeitsinspektionsorganen über
deren Ersuchen zur Sicherung der Ausübung ihrer
Aufgaben und Befugnisse gemäß §§ 4 Abs. 4, 5
Abs. 1 und 10 Abs. 4 im Rahmen ihres gesetzmäßi-
gen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

Zusammenarbeit der Träger der Sozialversicherung
mit der Arbeitsinspektion

§ 21. (1) Die Träger der Sozialversicherung
haben die Arbeitsinspektion bei Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen.

(2) Die Träger der Unfallversicherung haben,
unbeschadet der in Betracht kommenden sozialver-
sicherungsrechtlichen Regelungen über Anzeigen
von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, die
Arbeitsinspektorate von Unfällen größeren Ausma-
ßes, die sich im Rahmen des Wirkungsbereiches der
Arbeitsinspektion ereignen, ohne Verzug zu be-
nachrichtigen und ihnen Einsicht in die Anzeigen,
Krankengeschichten und anderen Unterlagen hier-
über zu gewähren. Die Träger der Sozialversiche-
rung haben die Arbeitsinspektion von den Ergebnis-
sen der Untersuchungen, die sie bei Arbeitnehmern
über berufliche Erkrankungen durchführen, zu
unterrichten.

(3) Die Arbeitsinspektion hat in Angelegenheiten,
die den Schutz der Arbeitnehmer betreffen, auf
ständige Zusammenarbeit mit den in Betracht
kommenden Trägern der Sozialversicherung Be-
dacht zu nehmen.

(4) Die Träger der Sozialversicherung können bei
den Arbeitsinspektoraten die Vornahme von Besich-
tigungen beantragen, wenn nach ihrer Ansicht in
einer Betriebsstätte oder auf einer Arbeitsstelle
Maßnahmen im Interesse eines wirksamen Schutzes
von Leben und Gesundheit der Arbeitnehmer/innen
erforderlich erscheinen. Solchen Besichtigungen
haben die Arbeitsinspektorate fachliche Organe des
antragstellenden Trägers der Sozialversicherung
beizuziehen. Die Arbeitsinspektorate haben inner-
halb von zwei Wochen nach Einlangen des Antrages

des Sozialversicherungsträgers den Zeitpunkt der
Besichtigung festzulegen.

Behördenzuständigkeit

§ 22. Über Berufungen gegen Bescheide der
Arbeitsinspektorate gemäß § 5 Abs. 5 entscheidet
der Bundesminister für Arbeit und Soziales.

Bestellung von verantwortlichen Beauftragten

§ 23. (1) Die Bestellung von verantwortlichen
Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 und 3 des Verwal-
tungsstrafgesetzes 1991 — VStG, BGBl. Nr. 52, in
der jeweils geltenden Fassung für die Einhaltung
von Arbeitnehmerschutzvorschriften und für die
Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst rechts-
wirksam, nachdem beim zuständigen Arbeitsinspek-
torat eine schriftliche Mitteilung über die Bestellung
samt einem Nachweis der Zustimmung des/der
Bestellten eingelangt ist. Dies gilt nicht für die
Bestellung von verantwortlichen Beauftragten auf
Verlangen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG.

(2) Arbeitnehmer/innen können für die Einhal-
tung von Arbeitnehmerschutzvorschriften und für
die Einhaltung dieses Bundesgesetzes zu verant-
wortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 und 3
VStG rechtswirksam nur bestellt werden, wenn sie
leitende Angestellte sind, denen maßgebliche
Führungsaufgaben selbstverantwortlich übertragen
sind.

(3) Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin hat den
Widerruf der Bestellung und das Ausscheiden von
verantwortlichen Beauftragten nach Abs. 1 dem
zuständigen Arbeitsinspektorat unverzüglich
schriftlich mitzuteilen.

Strafbestimmungen

§ 24. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand
einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwal-
tungsübertretung und ist von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit einer Geldstrafe von 500 S bis
50 000 S, im Wiederholungsfall von 1 000 S bis
50 000 S zu bestrafen,

l. wer als Arbeitgeber/in
a) nicht dafür sorgt, daß den Arbeitsinspek-

tionsorganen die in § 4 Abs. 1 angeführten
Räumlichkeiten und Stellen in einer Weise
zugänglich sind, durch die eine wirksame
Überwachung möglich ist;

b) entgegen § 4 Abs. 5 nicht dafür sorgt, daß
bei seiner/ihrer Abwesenheit eine in der
Betriebsstätte oder auf der Arbeitsstelle
anwesende Person dem Arbeitsinspek-
tionsorgan die Besichtigung ermöglicht,
das Arbeitsinspektionsorgan auf dessen
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Verlangen begleitet, die erforderlichen
Auskünfte erteilt sowie Einsicht in Unter-
lagen gewährt;

c) entgegen § 4 Abs. 7 letzter Satz nicht dafür
sorgt, daß die mit seiner/ihrer Vertretung
beauftragte Person Arbeitsinspektionsor-
ganen die erforderlichen Auskünfte erteilt
sowie Einsicht in die Unterlagen gewährt;

d) entgegen § 8 Abs. 3 Unterlagen, Ablich-
tungen, Abschriften oder Auszüge nicht
übermittelt;

e) entgegen § 23 Abs. 3 den Widerruf der
Bestellung oder das Ausscheiden von
verantwortlichen Beauftragten nicht mel-
det;

2. wer als Arbeitgeber/in oder als nach § 4 Abs. 5
oder 7 beauftragte Person
a) entgegen § 4 Abs. 3 zweiter Satz Betriebs-

einrichtungen oder Betriebsmittel nicht in
Betrieb setzt;

b) entgegen § 4 Abs. 7 zweiter Satz trotz
Verlangen nicht an der Besichtigung
teilnimmt;

c) entgegen § 8 Abs. 1 keine Einsicht in
Unterlagen gewährt;

3. als Arbeitgeber/in, als gemäß § 4 Abs. 5 oder 7
beauftragte Person oder als Arbeitnehmer/in
entgegen § 7 die erforderlichen Auskünfte
nicht erteilt;

4. als Erzeuger/in oder Vertreiber/in
a) von Arbeitsstoffen entgegen § 6 Abs. 1 die

erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder
dem Verlangen des Arbeitsinspektorates
auf Information der Abnehmer/innen
nicht nachkommt;

b) von Maschinen, Geräten oder deren Teilen
oder Zubehör entgegen § 6 Abs. 2 Ablich-
tungen nicht übermittelt oder die erforder-
lichen Auskünfte nicht erteilt;

5. wer, soweit nicht Z 1 bis 4 zur Anwendung
kommen,
a) Arbeitsinspektionsorgane am Betreten von

Betriebsstätten und Arbeitsstellen gemäß
§ 4 hindert;

b) Arbeitsinspektionsorgane bei der Durch-
führung von Besichtigungen gemäß § 4
behindert;

c) die Durchführung von Untersuchungen
und Messungen gemäß § 5 Abs. 1 und 2
oder die Entnahme von Proben gemäß § 5
Abs. 3 behindert oder

d) auf sonstige Weise die Organe der
Arbeitsinspektion oder des Zentral-Ar-
beitsinspektorates bei der Ausübung der in
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Aufga-
ben behindert oder die Erfüllung der ihnen
gesetzlich übertragenen Aufgaben verei-
telt.

(2) Das Arbeitsinspektorat hat mit der Anzeige
von Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 ein

bestimmtes Strafausmaß zu beantragen. Für das
Verwaltungsstrafverfahren gelten §§ 11 und 13.

(3) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die
Übertretung von einem Organ einer Gebietskörper-
schaft oder eines Gemeindeverbandes begangen
wurde. In solchen Fällen ist gemäß § 9 Abs. 5
vorzugehen.

Inkrafttreten

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April
1993 in Kraft.

(2) Verordnungen gemäß § 14 Abs. 4 dürfen
bereits vor dem 1. April 1993 erlassen werden, sie
dürfen jedoch frühestens mit diesem Tag in Kraft
gesetzt werden.

Übergangsbestimmungen

§ 26. (1) Das Arbeitsinspektionsgesetz 1974,
BGBl. Nr. 143, ist auf Sachverhalte, die sich nach
Ablauf des 31. März 1993 ereignen, nicht mehr
anzuwenden, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt ist.

(2) Am 1. April 1993 anhängige Verfahren sind
nach der bisherigen Rechtslage zu Ende zu führen.
Bei Berufungen gegen Bescheide, die nach dem
31. März 1993 erlassen werden, gelten im Beru-
fungsverfahren die §§ 11 und 12 dieses Bundesgeset-
zes anstelle der §§ 8 und 9 des Arbeitsinspektionsge-
setzes 1974, BGBl. Nr. 143, (ArbIG 1974).

(3) Eine vor dem 1. April 1993 erfolgte Bestellung
von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9
Abs. 2 bis 4 VStG für die Einhaltung von
Arbeitnehmerschutzvorschriften gilt nicht für Über-
tretungen, die nach diesem Zeitpunkt begangen
werden, sofern nicht bis zu diesem Zeitpunkt eine
Mitteilung an das Arbeitsinspektorat gemäß § 23
Abs. 1 erfolgt.

(4) Eine vor dem 1. April 1993 erfolgte Bestellung
von Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen zu verant-
wortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 bis 4
VStG gilt unbeschadet der Mitteilung gemäß Abs. 3
nicht für Übertretungen, die nach diesem Zeitpunkt
begangen werden, sofern es sich bei diesen
Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen nicht um lei-
tende Angestellte gemäß § 23 Abs. 2 handelt.

(5) Bestellungen von Arbeitsinspektoren/Arbeits-
inspektorinnen für besondere Aufgaben gemäß § 13
ArbIG 1974 gelten als Bestellung gemäß § 17 dieses
Bundesgesetzes.

(6) Gemäß § 3 ArbIG 1974 ausgestellte Dienst-
ausweise gelten als Dienstausweis gemäß § 4 dieses
Bundesgesetzes.
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Vollziehung

§ 27. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist betraut:

1. hinsichtlich des § 20 Abs. 2 erster Satz der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Arbeit und Soziales;

2. hinsichtlich des § 20 Abs. 3 und 6 der
Bundesminister für Inneres im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Arbeit und
Soziales;

3. im übrigen der Bundesminister für Arbeit und
Soziales.

Klestil

Vranitzky

28. Bundesgesetz über den Aufwandersatz von
gesetzlichen Interessenvertretungen und frei-
willigen kollektivvertragsfähigen Berufsverei-
nigungen in Arbeitsrechtssachen (Aufwander-
satzgesetz) sowie über die Änderung des

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Bundesgesetz über den Aufwandersatz von
gesetzlichen Interessenvertretungen und freiwilligen

kollektivvertragsfähigen Berufsvereinigungen in
Arbeitsrechtssachen (Aufwandersatzgesetz)

Pauschalierter Aufwandersatz

§ 1. (1) Einer gesetzlichen Interessenvertretung
sowie einer freiwilligen kollektivvertragsfähigen
Berufsvereinigung gebührt in Rechtsstreitigkeiten
nach § 50 Abs. 1 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz
(ASGG), BGBl. Nr. 104/1985, in der jeweils
geltenden Fassung, gegenüber dem Gegner der von
ihrem Funktionär oder Arbeitnehmer (§ 40 Abs. 1
Z 2 ASGG) vertretenen Partei der Zuspruch des
pauschalierten Aufwandersatzes (Abs. 2 und 3)
unter sinngemäßer Anwendung der §§ 41 Abs. 1 und
3, 43 Abs. 1 erster und zweiter Satz sowie Abs. 2, 44,
45 und 46 bis 51 Zivilprozeßordnung (ZPO), RGB1.
Nr. 113/1895, in der jeweils geltenden Fassung,
nach dem Obsiegen der vertretenen Partei. Der
Zuspruch gebührt nur dieser gesetzlichen Interes-
senvertretung oder freiwilligen kollektivvertragsfä-
higen Berufsvereinigung auch dann, wenn ihr
Funktionär oder Arbeitnehmer die ihm von der

Partei erteilte Vollmacht für einzelne Akte oder
Abschnitte des Verfahrens an einen Funktionär oder
Arbeitnehmer einer anderen gesetzlichen Interes-
senvertretung oder freiwilligen kollektivvertragsfä-
higen Berufsvereinigung übertragen hat.

(2) Der zugrundeliegende Aufwand ist durch
Verordnung mit Pauschalbeträgen festzusetzen.
Dabei ist auf die durchschnittliche Dauer der
Verfahren und den mit den Verfahren verbundenen
durchschnittlichen Personalaufwand Bedacht zu
nehmen. Jeder der Pauschalbeträge steht für die
Vertretung in jeder Instanz nur einmal zu. Für das
erstinstanzliche Verfahren und das Berufungsver-
fahren sowie das Rekursverfahren gegen Endbe-
schlüsse sind gesonderte Pauschalbeträge zu bestim-
men.

(3) Der für das erstinstanzliche Verfahren
gebührende Pauschalbetrag ist in zwei Teilbeträgen
festzusetzen. Der erste Teilbetrag ist für den
Vertretungsaufwand im Verfahren erster Instanz,
der bis zur ersten Tagsatzung zur mündlichen
Streitverhandlung oder bis zur abgesonderten
Abhaltung einer ersten Tagsatzung bzw. bis zur
Erlassung eines Zahlungsbefehls (§ 449 ZPO),
Zahlungsauftrages (§ 550 ZPO) oder Versäu-
mungsurteiles (§ 442 ZPO) entsteht, festzusetzen,
der zweite Teilbetrag ist für den Vertretungsauf-
wand im weiteren Verfahren festzusetzen.

(4) Der Anspruch auf Aufwandersatz ist im
Verfahren nach § 58 a ASGG geltend zu machen.

Jährliche Anpassung

§ 2. Die Pauschalbeträge gemäß § 1 sind jährlich
mit 1. Jänner unter Berücksichtigung der Entwick-
lung des vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt herausgegebenen Tariflohnindexes festzu-
setzen. Maßgebend ist dabei die Indexentwicklung
im Zeitraum von einem Jahr bis zu dem
1. November, der dem 1. Jänner, an dem die
Neufestsetzung wirksam werden soll, vorangeht.
Dabei ist eine Aufrundung auf den nächsten vollen
100-Schilling-Betrag vorzunehmen.

Artikel II

Änderung des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes

Im Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl.
Nr. 104/1985, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 408/1990 und die Kundmachung
BGBl. Nr. 210/1991, wird nach § 58 folgender
§ 58 a samt Überschrift eingefügt:

„Pauschalierter Aufwandersatz

§ 58 a. (1) Der Anspruch auf pauschalierten
Aufwandersatz nach dem Aufwandersatzgesetz,
BGBl. Nr. 28/1993, kann nur in dem jeweiligen
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Verfahren über die Hauptsache geltend gemacht
werden. Die gesetzliche Interessenvertretung oder
freiwillige kollektivvertragsfähige Berufsvereini-
gung hat in dem Verfahren über ihren Anspruch
auf Aufwandersatz die Stellung einer Partei; für
die Entscheidung über ihren Anspruch ist aber die
Entscheidung sowie jeder sonstige Verfahrens-
stand in der Hauptsache bindend; ist die ihr
erteilte Bevollmächtigung aufgehoben worden, so
ist ihr dennoch jede Entscheidung zuzustellen, die
für ihren Anspruch maßgebend ist. Die dem
Gegner zustehenden Kosten, die aus Streitigkeiten
über den Anspruch der gesetzlichen Interessenver-
tretungen oder freiwilligen kollektivvertragsfähi-
gen Berufsvereinigungen entstehen, sind von dieser
zu tragen.

(2) In ein von der Partei übergebenes Kostenver-
zeichnis sowie von ihr erhobenes Rechtsmittel
können auch das Verzeichnis des Aufwandes
beziehungsweise das Rechtsmittel der gesetzlichen
Interessenvertretung oder freiwilligen kollektivver-
tragsfähigen Berufsvereinigung betreffend deren
Anspruch auf Aufwandersatz aufgenommen wer-
den.

(3) Wenn sich der Streitwert während des
Verfahrens geändert hat, kann das Gericht für die
Feststellung des Aufwandersatzanspruchs den Teil
des Obsiegens der vertretenen Partei nach freier
Überzeugung (§ 273 ZPO) festsetzen.

(4) Im übrigen sind die Bestimmungen über den
Kostenersatz (§§ 40 bis 55 und 528 Abs. 2 Z 3 ZPO)
sinngemäß anzuwenden."

Artikel III

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1993
in Kraft.

§ 2. Dieses Bundesgesetz ist auf Streitsachen
anzuwenden, in denen die zugrundeliegenden
Klagen nach dem 31. Dezember 1992 bei Gericht
eingelangt sind.

§ 3. Die Verordnung nach Art. I § 1 kann bereits
ab dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen, aber frühestens mit dem
1. Jänner 1993 in Wirksamkeit gesetzt werden.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

1. hinsichtlich des § 3 und des Art. I die
Bundesregierung,

2. hinsichtlich des § 2 und des Art. II der
Bundesminister für Justiz.

Klestil

Vranitzky


